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Europäisches Parlament 
Der Präsident 


Straßburg, den 1. Juli 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Das Europäische Parlament hat in seiner Sitzung vom 29. Juni 
1966 auf der Grundlage eines Berichts seines Sozialausschusses 
eine 


Entschließung betreffend die Anwendung von 
Artikel 119 des EWG-Vertrags 

angenommen. 

Unter Hinweis auf den letzten Absatz dieser Entschließung 
beehre ich mich, Ihnen in der Anlage den Wortlaut der Ent- 
schließung zu übermitteln. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Präsident, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 


Alain Poher 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 53 Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg 
Postlach 621, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Anlage 


Entschließung 

betreffend die Anwendung von Artikel 119 des 

EWG-Vertrags 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT 

— auf Grund des Berichts, den Herr BERKHOUWER im Namen 
des Sozialausschusses ausgearbeitet hat (Dok. 85) 

1. stellt fest, daß in den einzelnen Mitgliedstaaten zwar Fort- 
schritte in der Anwendung des Grundsatzes des gleichen 
Entgelts für Männer und Frauen gemacht wurden, daß aber 
weder Artikel 119 des EWG-Vertrags noch die Entschließung 
der Mitgliedstaaten vom 30. Dezember 1961 überall voll- 
ständig durchgeführt worden sind; 

2. ist der Auffassung, daß der Grundsatz des gleichen Entgelts 
für Männer und Frauen, der im Vertrag von Rom verankert 
ist, ohne Verzug angewendet werden muß; 

3. richtet als Vertreterder öffentlichen Meinung einen dringenden 
Appell 

— an die Regierungen der Mitgliedstaaten, unverzüglich alle 
Maßnahmen zu treffen, die eine vollständige Anwendung 
dieses Grundsatzes und ihrer Entschließung vom 30. De- 
zember 1961 sicherstellen, 

— an die Parlamente der einzelnen Mitgliedstaaten, ihre 
Regierungen ständig anzuspornen, Artikel 119 und die 
Entschließung vom 30. Dezember 1961 in vollem Umfang 
durchzuführenund zu diesem Zweck ihre Kontrollbefugnisse 
gegenüber ihren Regierungen mit Entschiedenheit auszu- 
üben, 

— an die Sozialpartner, bestehende und zukünftige Tarif- 
verträge so abzufassen, daß das gleiche Entgelt für Männer 
und Frauen nicht nur formell, sondern auch tatsächlich 
garantiert wird und sich Tätigkeitsmerkmalen oder -be- 
schreibungen in den Betrieben sowie Einzelarbeitsverträgen 
zu widersetzen, die zu ungleichem Entgelt für Männer 
und Frauen führen können; 

4. dringt vor allem bei den Regierungen, die auf diesem Gebiet 
im Verzug sind, darauf: 

— den formellen, zusätzlichen Verpfiichtungen, die sie in der 
Entschließung vom 30. Dezember 1961 gegenseitig einge- 
gangen sind, nachzukommen und vor allem unverzüglich 
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die Verfahren einzuleiten, die einen Schutz des Grund- 
satzes des gleichen Entgelts durch die Gerichte garantieren, 

- unverzüglich die Konvention Nr. 100 der Internationalen 
Arbeitsorganisation zu ratifizieren; 

5. weist die EWG-Kommission auf die Aufgaben hin, die ihr 
in der Entschließung vom 30. Dezember 1961 von den Mit- 
gliedstaaten übertragen wurden und fordert sie auf, bis zum 
31. Dezember 1966 unter Ausnutzung der wirksamsten Mittel, 
die ihr der Vertrag und die besagte Entschließung an die 
Hand geben, konkrete Vorschläge zu unterbreiten, die dazu 
dienen, dem Grundsatz des gleichen Entgelts für Männer 
und Frauen in der Gemeinschaft überall in vollem Umfang 
Geltung zu verschaffen; 

6. ersucht die EWG-Kommission ferner, auch in Zukunft all- 
jährlich einen Bericht über die Anwendung von Artikel 119 
auszuarbeiten und, um die Verwirklichung des gleichen 
Entgelts zu fördern und die Ursachen festzustellen, die sie 
verzögern oder verhindern, 

— eine Erhebung über die berufliche Klassifizierung, 

- eine Aufstellung der beruflichen Ausbildungs- und Fort- 
bildungsmöglichkeiten für die weiblichen Arbeitskräfte, 

— eine Erhebung über die Entwicklung der Frauenarbeit und 
über die Voll- undTeilbeschäftigung der weiblichen Erwerbs- 
tätigen 

vorzunehmen ; 

7. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung den Par- 
lamenten und Regierungen der sechs Mitgliedstaaten der 
EWG sowie dem Präsidenten der EWG-Kommission zu über- 
mitteln. 
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